22. DEZEMBER 2020 - Gesetz zur Einführung verschiedener Maßnahmen für Selbständige im Rahmen der COVID-19-Krise
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(Belgisches Staatsblatt vom 27. Januar 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST SOZIALE SICHERHEIT


22. DEZEMBER 2020 - Gesetz zur Einführung verschiedener Maßnahmen für Selbständige im Rahmen der COVID-19-Krise


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


TITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


(…)


TITEL 4 - Abänderungen des Gesetzes vom 23. März 2020 zur Abänderung des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 zur Einführung eines Anspruchs auf Überbrückungsmaßnahmen für Selbständige und zur Einführung zeitweiliger Maßnahmen im Rahmen von COVID-19 für Selbstständige, des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 zur Einführung eines Anspruchs auf Überbrückungsmaßnahmen für Selbständige und des Königlichen Erlasses vom 20. Juli 1971 zur Einführung einer Entschädigungs- und einer Mutterschaftsversicherung zugunsten der Selbstständigen und der mithelfenden Ehepartner


(…)


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 zur Einführung eines Anspruchs auf Überbrückungsmaßnahmen für Selbständige


Art. 18 - In Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 zur Einführung eines Anspruchs auf Überbrückungsmaßnahmen für Selbständige, abgeändert durch das Gesetz vom 2. Mai 2019, wird § 2 wie folgt ersetzt:

"§ 2 - Der Zeitraum für die Gewährung der sozialrechtlichen Ansprüche beginnt am ersten Tag des Quartals nach dem Quartal, in dem der in Artikel 5 § 2 erwähnte Umstand eintritt, es sei denn, dieser Umstand führt nicht zu einer Unterbrechung der Berufstätigkeit während eines vollständigen Kalendermonats."


Art. 19 - Artikel 10 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. März 2020, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 10 - § 1 ­ Der monatliche Betrag der finanziellen Leistung entspricht dem monatlichen Betrag der Mindestpension eines Selbständigen, der die Bedingungen von Artikel 9 § 1 Absatz 1 Nr. 2 des Königlichen Erlasses Nr. 72 vom 10. November 1967 über die Ruhestands- und Hinterbliebenenpensionen für Selbständige erfüllt, wie in Buch III Titel IIbis des Gesetzes vom 15. Mai 1984 zur Festlegung von Maßnahmen zur Harmonisierung der Pensionsregelungen erwähnt.

Der Anspruchsberechtigte kann jedoch auf den höheren monatlichen Betrag der Mindestpension eines Selbständigen, der die Bedingungen von Artikel 9 § 1 Absatz 1 Nr. 1 des vorerwähnten Königlichen Erlasses Nr. 72 erfüllt, wie in Buch III Titel IIbis des vorerwähnten Gesetzes vom 15. Mai 1984 erwähnt, Anspruch erheben, sofern er eine Person zu Lasten im Sinne von Artikel 123 des Königlichen Erlasses vom 3. Juli 1996 zur Ausführung des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung hat.

Der Umstand einer Person zu Lasten wird anhand einer Bescheinigung des Versicherungsträgers nachgewiesen. Solange die Sozialversicherungskasse nicht über die erforderliche Bescheinigung verfügt, beschränkt sich der Anspruch auf den monatlichen Betrag der Mindestpension eines Selbständigen gemäß Artikel 9 § 1 Absatz 1 Nr. 2 des vorerwähnten Königlichen Erlasses Nr. 72. Wenn sich auf der Grundlage der erforderlichen Bescheinigung herausstellt, dass der Anspruchsberechtigte eine Person zu Lasten hat, muss die Sozialversicherungskasse die notwendige Regularisierung vornehmen.

§ 2 - Wenn der Anspruchsberechtigte innerhalb des Zeitraums für die Gewährung des Anspruchs auf Überbrückungsmaßnahmen eine zusätzliche Person oder eine Person weniger zu Lasten hat, wird der monatliche Betrag ab dem Monat nach Eintreten dieser Begebenheit geändert.

§ 3 - Die in Artikel 4 Nr. 3 erwähnten Anspruchsberechtigten, die in Anwendung der Bestimmungen von Artikel 7 § 1 und Artikel 11 § 4 keinen Anspruch auf den in § 1 erwähnten monatlichen Betrag für einen bestimmten Kalendermonat erheben können, haben, sofern sie nicht Anspruch auf ein Ersatzeinkommen erheben können, Anrecht auf folgende finanzielle Leistung:

1. 100 Prozent des in § 1 vorgesehenen monatlichen Betrags, wenn die Unterbrechung der Berufstätigkeit mindestens 28 aufeinanderfolgende Kalendertage andauert,

2. 75 Prozent des in § 1 vorgesehenen monatlichen Betrags, wenn die Unterbrechung der Berufstätigkeit mindestens 21 aufeinanderfolgende Kalendertage andauert,

3. 50 Prozent des in § 1 vorgesehenen monatlichen Betrags, wenn die Unterbrechung der Berufstätigkeit mindestens 14 aufeinanderfolgende Kalendertage andauert,

4. 25 Prozent des in § 1 vorgesehenen Betrags, wenn die Unterbrechung der Berufstätigkeit mindestens 7 aufeinanderfolgende Kalendertage andauert.

Dauert die Unterbrechung der Berufstätigkeit weniger als sieben aufeinanderfolgende Kalendertage an, hat der betreffende Selbständige keinen Anspruch auf eine finanzielle Leistung."


(…)


KAPITEL 4 - Inkrafttreten


Art. 21 - Vorliegender Titel tritt am 1. Januar 2021 in Kraft, mit Ausnahme der Artikel 18 und 19, die wirksam werden mit 1. März 2020, und Artikel 20, der am 1. Februar 2021 in Kraft tritt.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 22. Dezember 2020


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Selbständigen
D. CLARINVAL

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE

_______

